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ner  institutionellen Ausgestaltung  und  der wirtschaftspolitischen Auffassungen 
der  beteiligten Akteure  zeigt,  dass  der Makroökonomische Dialog  auf  absehbare 
Zeit  nicht  aus  eigener  Kraft  entscheidend  in  die  Europäische Wirtschaftspolitik 
eingreifen  kann. Auch  ist  eine  keynesianische Ausrichtung nur mit Wohlwollen 
erkennbar. 
Mit dem Kölner Gipfel  im  Jahre  1999  hat der Europäische Rat den Makroökonomi‐







und  Fiskalpolitik  untereinander  Sorge  tragen.  Der  MD  ist  ein  Gremium  des  reinen 


















Europäischen Union verstanden werden, oder  stellt  er nur  einen  zaghaften,  letztlich 
aber gescheiterten Versuch dar? Ließe sich zeigen, dass der MD tatsächlich die Funkti‐
on  eines  neuen  und  keynesianisch  ausgerichteten  Steuerungsnukleus  für  die  Wirt‐
schaftspolitik  in  der  EWU  einnähme,  hätte  dies  weit  reichende  Folgen.  Zum  einen 
stellte der MD einen Fremdkörper innerhalb des seit längerem gewachsenen Instituti‐
onensystems  dar,  da  dieses  auf  anderen  wirtschaftspolitischen  Überzeugungen  auf‐
setzt und andere Ziele anstrebt: Das Statut der Europäischen Zentralbank, der Stabili‐



























Einführung  des  Binnenmarkts  und  die  Schaffung  einer  Währungsunion,  sind  nicht 
eindeutig einer wirtschaftspolitischen Linie zuzurechnen.  
Seit Beginn der  1990er  Jahre, mit der Vorbereitung der  zweiten Phase der Wäh‐
rungsunion  also,  scheint  sich  jedoch  für den makroökonomischen Bereich  eine wirt‐












Dieses  Konzept  speist  sich  vorrangig  aus  der  neuklassischen  und  monetaristischen 































Strukturpolitische  Belange  der  Arbeitsmärkte  werden  im  Luxemburg‐Prozess  durch 
die Beschäftigungsrichtlinien und  solche der Produkt‐ und Gütermärkte  im Cardiff‐
Prozess bearbeitet (vgl. Goetschy 1999 , Corrales‐Diez/Heise 2001). Seit dem Lissabon‐
ner Gipfel  im  Jahr 2000  firmieren diese Koordinationsverfahren auch unter dem Titel 
einer Offenen Methode der Koordination (vgl. Hodson/Maher 2001), was bezeichnend 
ist, denn die auf EU‐Ebene ausgeübte Koordinierung basiert zumeist auf einem breiten 
Konsens  und  peer  pressure  unabhängiger  Akteure,  nicht  auf  zentraler  Steuerung. 
Daneben gibt es aber ebenfalls die bindendere Koordinierung durch den SWP und die 
zentral gesteuerte Politik der EZB.  
Diese  im  Konzept  einer  sound  macroeconomic  policy  faktisch  realisierte  wirt‐
schaftspolitische  Kombination  aus  Koordinierung  einerseits  und  neuklassisch‐
monetaristischer  Regelorientierung  für  die  Makroökonomie  andererseits  wird  von 
zwei Seiten aus in Frage gestellt.  
Zum  einen  ist  es  der  assignment‐Ansatz,  für  den  keine Notwendigkeit  zur Ab‐
stimmung zwischen den drei Politikbereichen besteht  (vgl. etwa Scheide 2003). Über 
den  reinen  Informationsaustausch  hinausgehende  Koordinierung  liefert  aus  dieser 












neu  auszurichten,  dass  die  Verantwortlichkeiten  getrennt  wahrgenommen  werden, 




wird  eine  stärkere Berücksichtigung  automatischer  Stabilisatoren und der  Investitio‐
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nen  empfohlen,  wenngleich  im  Prinzip  am  SWP  festgehalten  wird.  Die  Zinspolitik 
sollte gelockert werden, um  Investitionen anzureizen, und gleichermaßen auf  Inflati‐
ons‐ wie Deflationsgefahren  reagieren.  In der Lohnpolitik decken  sich allerdings der 
neu‐keynesianische  und  der  neuklassisch‐monetaristische  Ansatz  weitgehend,  beide 
plädieren  für einen Lohnanstieg unterhalb der Produktivität und  für Arbeitsmarktre‐
formen; aus neukeynesianischer Sicht macht dies aber nur Sinn, wenn die Geldpolitik 



















ten derartige Dialoggremien der Legitimierung  und Umsetzung  einer  keynesianisch 
orientierten Rahmensteuerung der Wirtschaftspolitik,  seit den  1970er  Jahren und bis 
heute  folgten  sie dann aber zunehmend angebots‐ und wettbewerbspolitischen Mus‐
tern und  einer Politik, die  korporatistische Mittel  einsetzte, um Märkte  zu  schaffen, 
Lohnsteigerungen zu begrenzen und den Wettbewerb zu  intensivieren, also  letztlich, 
um  den  Korporatismus  als  Regelungssysteme  von  Interessensverbänden  und  Staat 









tisch  unterstützende  Politik  etablieren  wollte,  konkurrierte  mit  dem  beschriebenen 
assignment‐Ansatz, der  ein niedriges  Inflationsniveau und  eine  konsolidierende  Fis‐
kalpolitik präferiert und dazu  nicht  auf  einen Dialog  angewiesen  ist,  sowie mit der 
ähnlichen wirtschaftspolitischen Vorstellung  einer  sound macroeconomic  policy,  die 
allerdings Koordinierung positiver gegenübersteht. 
In der Vorbereitung der 1994 einsetzenden zweiten Stufe der Währungsunion, zei‐
gen  sich  erste Versuche,  eine Ergänzung  oder  ein Gegengewicht  zu  einer  rein wäh‐
rungspolitischen Integration zu schaffen. Die Sozialdemokratische Partei Europas, ein 
Zusammenschluss sozialdemokratischer Parteien, beauftragen 1993 eine Arbeitsgrup‐









nen  in  Infrastruktur, Forschung und Bildung  sowie  eine Verbesserung der  Investiti‐




falsche Finanzpolitik. Arbeitslose  sollen über Ausbildungshilfen und  eine  aktive Ar‐
beitsmarktpolitik in den Arbeitsmarkt reintegriert werden.  
Ebenfalls  1993  präsentiert  die  Kommission  ihr  Weißbuch  »Wachstum,  Wettbe‐
werbsfähigkeit  und  Beschäftigung«  (vgl.  Europäische  Kommission  1993),  das  wirt‐
schaftspolitisch den Zielen einer sound macroeconomic policy und – zum Teil – eines 
neu‐keynesianischen  Ansatzes  nahe  steht.  Im  Weißbuch  wird  anvisiert,  sowohl  die 
Beschäftigungsintensität  als  auch das Wachstumspotential  anzuheben  (vgl.  ebd.:  49–









Flankierend  sollen  Strukturreformen  unternehmerfreundlichere  rechtliche  Rah‐
menbedingungen schaffen und den Arbeitsmarkt flexibilisieren (vgl. ebd.: 82–157). Um 
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auf  Ressourcen  und  Energie  vor.  Weitere  Maßnahmen  sind  die  industriepolitische 








tion.  Bis  1997  ändert  sich  nichts  Entscheidendes;  soweit  es  beschäftigungspolitische 





ne mit  Selbstverpflichtungen der Einzelstaaten  institutionalisiert werden.  Jedoch  be‐
trifft  das  Beschäftigungskapitel  nicht  makroökonomische  Politik,  sondern  allein  die 
Arbeitsmarktpolitik  (vgl. Schweighofer  2002: 493–501). Die von den  sozialdemokrati‐




Diskussionen  über  Varianten  der  Wachstumsförderung  neben  einer  Politik  der 
Niedriginflation  und  ausgeglichener Budgets werden wieder  auf dem Luxemburger 




xemburger Prozess  (vgl. European Council  1997a, European Council  1997b). Makro‐
ökonomische Aspekte  spielen  allerdings hier wie bereits  im Amsterdamer Beschäfti‐
gungskapitel keine besondere Rolle  (vgl. Foden 2000: 243–248). Dies ändert  sich erst 








der  geplanten  Währungsunion  mahnt  der  Rat  eine  verbesserte  makroökonomische 
Koordinierung an; die Einbeziehung von Gewerkschaften und Arbeitgebern  in diese 
Koordinierung der makroökonomischen Politiken hält er für nötig, damit diese »mehr 








aber  gleichzeitig  aus  keynesianischer  Perspektive  fiskalische  Flexibilität  im  Fall  von 
konjunkturellen  Abschwüngen  und  Schocks  an.  Er  tritt  für  eine  Stabilisierung  des 









tung  um  den  Wirtschafts‐  und  Finanzminister  Oskar  Lafontaine,  der  einen  pro‐
keynesianischen Kurs propagiert. Auch die  Idee  eines Europäischen Beschäftigungs‐
paktes, wie  ihn der Wiener Gipfel zur Ausarbeitung an die deutsche Präsidentschaft 
verwiesen  hat,  ist  der  deutschen  Regierung  nichts  Fremdes,  versucht  sie  mit  dem 
Bündnis für Arbeit auf nationaler Ebene eben Gleiches zu realisieren.2  
Für den Kölner Gipfel bereitet Lafontaine einen Entwurf für einen Beschäftigungs‐
pakt vor. Dieses Papier vom 24. Februar 1999  tritt  für eine stärker  institutionalisierte 
und keynesianischen  Intentionen  folgende Koordinierung makroökonomischer Politi‐
ken  ein  (vgl.  EU‐Council  document  6872/99  1999).  Als  Kernelemente  des  geplanten 
Europäischen Beschäftigungspaktes wird zweierlei  empfohlen. Erstens  soll  eine Um‐
orientierung der GW auf  folgende Regeln  stattfinden: Die Fiskalpolitik muss – unter 
Berücksichtigung  der Ziele  des  SWPs  –  sich  stärker  auf  Investitionen  konzentrieren 
                                                     
  2  Ursprünglich haben bereits zu Zeiten der Regierung Kohl die Gewerkschaften in Person des damali‐







und die automatischen Stabilisatoren wirken  lassen. Die Lohnpolitik  soll  sich gemäß 
der Trendproduktivität entwickeln.  Ist derart die Preisniveaustabilität gewahrt, kann 
die Geldpolitik  sich  verstärkt  auf die  Förderung des Wachstums und der Beschäfti‐
gung  konzentrieren. Zweitens wird  im Entwurf die Einsetzung  eines  neuen Dialog‐
gremiums  zur Abstimmung der  Politiken  empfohlen. Unter Bezug  auf die Überwa‐


















Parteilinie.  Die  deutschen  Sozialdemokraten  übernehmen  verstärkt  Positionen  der 
britischen Dritte‐Weg‐Politik. Mit  einem  gemeinsamen  Positionspapier  im  Juni  1999 
setzen Schröder und Blair ein Fanal für eine »angebotsorientierte Agenda für die Lin‐
ke«  (Schröder/Blair  1999: 292).  Wirtschaftspolitisch  nähert  sich  die  SPD  damit  der 













schwächungen  gegenüber  dem  Lafontaine‐Papier  (vgl.  Österreichischer  Nationalrat 







politik die Betonung: Höchstes Ziel  ist die Preisniveaustabilität,  ergänzend und  falls 
möglich  soll  die  Wirtschaftspolitik  unterstützt  werden.  Neben  der  koordinierenden 
Funktion des MD über die Politikbereiche hinweg werden die GW als sinnvoller Rah‐
men für eine Koordinierung hervorgehoben. Ein eigenes Unterkapitel für den Makro‐
ökonomischen Dialog  kommt  hinzu.  Statt  den  Europäischen  Beschäftigungspakt  als 
Teil des Luxemburger Prozesses  zu  behandeln, wie  es noch  auf dem Wiener Gipfel 
vorgesehen war, werden die drei Prozesse nun zum Europäischen Beschäftigungspakt 
zusammengefasst, und der MD als dritte Säule der Koordinierung neben den Cardiff‐ 
und  Luxemburg‐Prozessen  verortet.  Erstmals  wird  von  einem  Makroökonomischen 
Dialog gesprochen, während vorher unspezifischer von makroökonomischer Koordi‐
nierung und einem Dialog die Rede war. Auch die institutionelle Form wird präzisiert: 












separaten  Stellungnahme  Frankreichs  eine  pro‐keynesianische  Position.  In  gleicher 
Weise positiv  äußern  sich Österreich und  Schweden,  beide  auch  sozialdemokratisch 
regiert. Deutlich reservierter und die strukturellen Ursachen der Arbeitslosigkeit beto‐




Im  letzten  Entwurf  des  Europäischen  Beschäftigungspaktes  (EU‐Ratsdokument 
8705/99  1999)  vor dem Gipfel  bleibt  vom ursprünglich  keynesianisch  ausgerichteten 
Politikprogramm kaum etwas übrig, die Konzeption entspricht dem sound‐macroeco‐
nomic‐policy‐Schema: Die  Finanzpolitik  strebt  dem  SWP  gemäß  ausgeglichene  oder 
überschüssige  Budgets  an.  Neben  die  Investitionsorientierung  des  Budgets  tritt  die 
Berücksichtigung  der  Bevölkerungsalterung.  Statt  von  automatischen  Stabilisatoren 
oder aggregierter Nachfrage  ist nur noch nachrangig von einer Berücksichtigung der 
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gesamtwirtschaftlichen  Entwicklung  die  Rede.  Die  Lohnentwicklung  soll  nun  mit 
Preisniveaustabilität und der Schaffung von Arbeitsplätzen vereinbar sein, ohne dass 
eine  präzisere  Richtlinie  genannt  wird.  Vorrangig  auf  Preisniveaustabilität  ist  die 
Geldpolitik festgelegt. Zentrales Koordinierungsorgan sind die GW, nicht der MD.  
Mit diesen überarbeiteten Entwürfen werden die ursprünglichen Vorschläge zur 
keynesianisch  orientierten  Abstimmung  mehr  und  mehr  abgeschwächt.  Sie  findet 




nebeneinander. Zudem wird  in  ihnen die Rolle des MD relativiert,  indem stärker auf 
die Wichtigkeit der anderen Koordinierungsverfahren und der Strukturpolitik einge‐
gangen wird.  Festgehalten wird  aber  an  der Notwendigkeit  von Koordinierung,  da 
weiterhin negative gegenseitige Beeinflussungen der Politikbereiche gesehen werden. 











zum  Europäischen  Beschäftigungspakts  (vgl.  Europäischer  Rat  1999b,  Europäischer 
Rat 1999c). Beide orientieren sich in ihren Inhalten am Bericht an den Europäischen Rat 
1999  (vgl.  Europäischer Rat  1999d),  der mit  dem  Entwurf  der  deutschen  Präsident‐
schaft 8705/99 identisch ist. 
In  den  Schlussfolgerungen  werden  die  drei  Säulen  des  Europäischen  Beschäfti‐














Europäische  Rat  fordert  alle,  die  wirtschafts‐  und  beschäftigungspolitische  Ent‐
scheidungen fällen oder diese beeinflussen, unter voller Anerkennung ihrer Unab‐
hängigkeit  und  Autonomie  in  ihrem  jeweiligen  Verantwortungsbereich  auf,  zu 
mehr  Beschäftigung  auf  der  Grundlage  eines  starken  und  nichtinflationären 
Wachstums beizutragen. In einem makroökonomischen Dialog auf der Grundlage 
gegenseitigen Vertrauens sollten  in geeigneter Weise Informationen und Meinun‐


















des  MD  (vgl.  Europäischer  Rat  2000).  Mit  der  Schlussfolgerung  setzt  der  Rat  als 
Hauptziel der Union, dass diese »zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wis‐
sensbasierten Wirtschaftsraum der Welt« gemacht werden soll; explizit wird dafür eine 













Richtung  einer  sound macroeconomic policy. Auch die  institutionelle Ausgestaltung 
hat mit dem Europäischen Beschäftigungspakt keinen nennenswerten Wechsel erfah‐
ren:  Im Zuge der EWU wird das neuklassisch‐monetaristische assignment sogar eher 
mit  der  nun  die  Geldpolitik  ausübenden  EZB  gestärkt.  Der  Europäische  Beschäfti‐
gungspakt  selbst greift  zwar mit dem MD  als Koordinationsgremium  Ideen auf, die 
vor  allem  in  ein  keynesianisches  Weltbild  interdependenter  und  abzustimmender 














eines  komplexen  Steuerungssystems  aus  zumeist weicher, partiell  auch  bindenderer 
Koordinierungsverfahren.  Inwieweit der MD seine Funktion als Bindeglied zwischen 
den Politikbereichen  innerhalb dieses Systems der Koordinierung erfüllen kann,  lässt 













terdependenzen  –  positive  oder  negative  externe  Effekte  –  zwischen  den  Politiken 
existieren, und zweitens  ist es nur für den Bereich der Geldpolitik gegeben, dass eine 
einheitliche supranationale Entscheidungsinstanz existiert. Denkbar  ist nun, dass eine 
Koordinierung  innerhalb  der  Politiken  sowie  eine  Koordinierung  zwischen  ihnen, 
negative  Externalitäten  zwischen  den  nationalen  Politiken  eines  Politikbereichs  und 
zwischen den drei Politikbereichen auf supranationaler Ebene abschwächen und posi‐




im  Ergebnis  bislang  unerreichte  Wachstums‐  und  Beschäftigungspotentiale  auszu‐
schöpfen sowie negative Auswirkungen von Politiken zu mildern. Zudem, dies wird in 
der  ökonomischen  Fachdiskussion  jedoch  kaum  berücksichtigt,  kann  ein Koordinie‐
rungsgremium durch eine gemeinsam vertretene und öffentlich kommunizierte Positi‐




auf  europäischer  Ebene,  die  beteiligten  Akteure  nicht  weisungsabhängig  sind  und 















schritte  sowie  über  eine  sanfte  Form  der  Verbindlichkeit  soll  Politikkoordinierung 
möglich werden. Konkretisiert für den MD heißt dies dann: 
»In  the course of  this  [Macroeconomic] dialogue,  the starting position and  future 
prospects could be discussed on the basis of statistical data and analyses, and ideas 
could be exchanged as to how, while retaining their respective responsibilities and 
preserving  their  independence,  those  involved  consider  that a policy mix  can be 
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achieved  that  is conducive  to growth and employment under conditions of price 
stability.« (Cologne European Council 1999) 
Dementsprechend ist dem eigentlichen MD eine technisch orientierte Gesprächsrunde 
vorgelagert  (vgl.  ebd.).  Eine  Arbeitsgruppe  aus  Mitgliedern  des  Economic  Policy 
Committee, des Employment and Labour Market Committee, der Kommission und der 
Makroökonomischen Gruppe des Sozialen Dialogs versucht, basierend auf einer statis‐

















die  Einbindung  hochrangiger  Organisationsvertreter  besteht  ein  höheres  Maß  an 
Durchsetzungsfähigkeit gegenüber den entsendenden Organisationen als bei niedrig‐
rangigen,  die  jede  Entscheidung  erst  organisationsintern  gegenprüfen  müssen.  Eine 
Einigung  auf  eine  gemeinsame  Weltinterpretation  und  darauf  aufbauend  sinnvolle 




























gen  oder  als  dauerhafte Normorientierung, d.h.  als  gemeinsame Einigung  auf Normen 
des  Handelns  (vgl.  Marin  1990,  Benz  1991,  Czada  1997).  Beispielsweise  könnte  ein 
Tauschgeschäft  so  stattfinden, dass  in einem  Jahr ein Anteil des Lohnanstiegs gegen 
eine  Zinssenkung  getauscht  wird.  Normorientierung  wäre  es  dann,  wenn  sich  die 
Beteiligten auf  eine handlungsleitende,  längerfristig geltende Regel  einigten,  etwa  in 
der Form, dass Löhne sich an der Produktivität orientieren und Zinsen so niedrig sein 
sollen, dass  im Effekt eine  Inflationsrate unter einer Mindestgrenze vermieden wird. 
Dabei  ist der  regelmäßige Tausch  eine gute Voraussetzung  für die Entwicklung von 
Normen, weil über die Explikation und Institutionalisierung der bisherigen Tauschakte 
eine Norm gebildet werden kann. Während allerdings bei Tauschakten noch Zug‐um‐
Zug‐Geschäfte  vorstellbar  sind,  also  Leistung  und Gegenleistung  hier  zeitlich  kaum 
auseinanderfallen und somit die Nichterfüllung eines Tauschgeschäfts nur ein geringes 




bislang  nur  auf  einen  Teilbereich  fiskalischen  Handelns,  die  Defizitbegrenzung,  be‐
schränkt,  ihre  inhaltliche Füllung der Norm, die 3%‐Grenze,  ist umstritten, und nicht 
zuletzt wurden in der Praxis finanzielle Sanktionen bislang nicht angewendet.  


















Während bei  einem  reinen  Informationsaustausch die Akteure  eine gemeinsame 
Sicht der ökonomischen Lage und der Wechselwirkungen der Politiken explizit nicht 
teilen müssen, da  sie weiterhin  autonom vor dem Hintergrund  ihrer  jeweils  spezifi‐
schen  Weltmodelle  agieren,  erfordern  abgestimmte  Tauschgeschäfte  immerhin  eine 
gewisse Kongruenz der Weltmodelle, da ansonsten kaum passende Tauschleistungen 
angeboten werden. Sind die Beteiligten  zum Tausch bereit, verbleibt  als Problem  je‐
doch noch die Absicherung des Tauschaktes. Fallen Leistung und Gegenleistung aus‐
einander oder sind sie nicht eindeutig spezifizierbar, erfordert ein erfolgreicher Tausch 




sames Weltmodell  einigen müssen,  auf dessen Basis die Politikregeln  zu  entwickeln 
sind. Wohlgemerkt muss es nicht so sein, dass die Akteure im Fall der Normorientie‐
rung tatsächlich an dieses gemeinsame Weltmodell in allen Belangen glauben; Abwei‐
chungen  sind möglich,  eine Einigung  auf  ein Modell wird  immer  ein  nolens‐volens 
herbeigeführter Konsens  sein,  der  nur  einen  gemeinsamen Diskussions‐  und Hand‐




am weitesten  geht. Um  in  diesem Modus  koordinieren  zu  können, müsste  der MD 
folgender  –  idealtypischer!  –  Beschreibung  genügen:  Im MD  optimieren  homogene, 
jeweils für ein Politikfeld zuständige Akteure vor einem gemeinsamen Weltmodell den 
Output  eines  Positivsummenspiels  ohne  Implementierungsprobleme.  Im  weiteren 
Verlauf werde ich zeigen, dass dieser Anspruch weit von der Realität entfernt und eine 




als  der  assignment‐Ansatz  Koordinierungsbedarf  sieht  und  Interdependenzen  der 
Einzelpolitiken  sowie  mögliche  Reaktionsweisen  beschreibt  (›gemeinsames  Weltmo‐
dell gegeben‹). Zudem trifft es zu, dass im Gremium drei für die  jeweiligen Politikbe‐
reiche  jeweils zuständigen Akteure – EZB (zuständig für Geldpolitik), Staatengemein‐
schaft  (Fiskalpolitik) und Sozialpartner  (Lohnpolitik)  – vertreten und willens und  in 
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der Lage sind, über ihre Instrumente Zins, Staatsausgaben und Nominallohn ihre Ziel‐
variablen  Preisniveau,  Beschäftigung  und  Reallohn  effektiv  zu  steuern  (›homogene 
Akteure vorhanden‹). Negative Externalitäten des Zinses auf das Wachstum und des 
Lohnanstiegs  sowie  fiskalischer  Impulse auf das Preisniveau  existieren, können aber 





tengemeinschaft  unterstützt,  indem  sie  die  automatischen  Stabilisatoren  um  einen 
nachhaltigen  Ausgabenpfad  herum  wirken  lässt  und  das  Budget  auf  Investitionen 
orientiert.  Insgesamt  kann  so das Wachstums‐  und damit das Beschäftigungsniveau 
gehoben  werden,  was  einer  pareto‐effizienten  und  dauerhaft  stabilen  Lösung  ent‐
spricht.  
Vorschläge, die  in diese Richtung zielen,  sind durchaus  im Rahmen des MD ge‐
macht worden  (vgl. Watt 2002: 250 f.). Dennoch gibt es eine Reihe von Gründen, die 
dieses  Idealbild  einer  keynesianischen  Koordinierung  als  kaum  wahrscheinlich  er‐
scheinen  lassen. Fraglich  ist nämlich, ob die drei genannten Akteure EZB, Staatenge‐










rangiges Ziel  ist  die  Preisniveaustabilität, wobei  sie  nach  Erfüllung  dieses Ziels  die 




Neben  einer  Reihe  weiterer  Anhörungen  und  Gremienteilnahmen  auf  europäi‐
scher Ebene ist die EZB ebenfalls am MD beteiligt. Sie entsendet ihren Präsidenten, den 
Vizepräsidenten und  eine weitere Person  in dieses Gremium;  auch  ein Zentralbank‐
mitglied, das nicht der EWU  angehört, nimmt  teil.  Ihre Position  zum MD  ist durch 






die  Erwartungen  stabilisiert  und  bestmögliche  Bedingungen  der  Allokation  schafft, 










Die  EZB  sieht  massive  Umsetzungsprobleme  einer,  wie  sie  es  nennt,  ad‐hoc‐
Koordinierung, worunter  sie Absprachen  für eine gemeinsame Politikgestaltung ver‐
steht (vgl. Europäische Zentralbank 2003a: 48). Erstens hält sie eine angemessen koor‐
dinierte Reaktion  auf  Schocks  für  schwierig,  da  nur  auf  der  Basis  eines  gemeinsam 
getragenen ökonomischen Modells die Auswirkungen von Schocks und Politikreaktio‐


































Geldpolitik – hohe Zinsen  senken  immer die  Inflation, niedrige  fördern nicht  immer 
das Wachstum – und damit kein Problem. Auch die nationalen Inflationsdifferentiale, 
die mit  einer  EU‐weiten  Politik  nur  schwer  adäquat  berücksichtigt werden  können, 
erfordern von Seiten der EZB keinen Handlungsbedarf, weil die EZB die Differentiale 
als gering einschätzt und die einzelstaatlichen Arbeitsmarkt‐ und Wettbewerbspoliti‐
ken  diese  Differentiale  auffangen  sollen  (vgl.  Europäische  Zentralbank  2003b:  95  f., 
Duisenberg 1998). 
b.  Die Staatengemeinschaft 
























renzen dürften  jedoch  im MD nur abgeschwächt durchscheinen, da an Sitzungen  im‐
mer nur Vertreter einiger Staaten teilnehmen, die eine gemeinsame Position repräsen‐
tieren  müssen.  Eine  gemeinsame  Position  angesichts  divergierender  Auffassungen 






geglichenen  oder  überschüssigen  Budgets  fest;  angesichts  konjunktureller  Schwan‐
kungen soll es  jedoch auch möglich sein, die automatischen Stabilisatoren wirken zu 
lassen (vgl. European Commission 2003a: 4 f.). Dies impliziert für die aktuelle rezessive 







rer  Frist  sollen  aktuelle  Konsolidierungsbemühungen  den  Spielraum  für  das  volle 




Position,  Lohnsteigerungen  unterhalb  des  Produktivitätsanstiegs  zu  halten,  um  so 
Kosten  für  die  Unternehmen  zu  senken  und  damit  Beschäftigung  zu  schaffen  (vgl. 
European Commission 2003a: 5). Sowohl  für den Arbeitsmarkt wie  für die Produkt‐
märkte  setzt  sie  auf  Strukturreformen und hält  flankierend  Investitionen  in Bildung 
und Forschung  für  relevant, um  so das  Investitionsniveau und die Produktivität  zu 
steigern  (vgl. European Commission 2003a: 6–8, European Commission 2003c: 29–37, 
European Commission  2003d:  22–25).  Im Bereich der Geldpolitik  respektiert  sie das 
Preisniveaustabilitätsziel der EZB, dringt aber auf Unterstützung der Wirtschaftspoli‐
tik, wenn dieses Ziel gesichert ist (vgl. European Commission 2003a: 4 f., 14).  
Im Bereich der Fiskalpolitik gibt  es aktuell keine  supranationale Steuerung,  son‐
dern  über  den  SWP  eine  Koordinierung  nationaler  Fiskalpolitiken.  Diese  Form  der 
Steuerung  ist bislang einseitig auf Defizitbegrenzung ausgelegt und  liefert keine An‐
satzpunkte  für  eine  weitergehende  Steuerung  fiskalischer  Maßnahmen.  Eine  abge‐
















Ministerrat  wird  aber  dadurch  nicht  eingeschränkt  –  »The  open  method  of  co‐
ordination  should  be  a  complement,  rather  than  a  replacement,  for Community  ac‐
tion.« (European Commission 2001b: 22) Gleichzeitig verfolgt die Kommission das Ziel, 
die  supranationale  Steuerung  zu  stärken,  indem  sie  –  ebenfalls  unter dem Titel der 




tischen Kooperation  (vgl. Niechoj  2003:  294–303, Traxler  1990). Beide  Seiten müssen 
miteinander  kooperieren,  weisen  aber  zum  Teil  konfligierende  Interessen  auf.  Auf 
europäischer Ebene sind sie seit den 1970er Jahren organisiert. Die Union of Industrial 
and Employers’ Confederations of Europe  (UNICE) und das European Centre of En‐
terprises  with  Public  Participation  and  of  Enterprises  of  General  Economic  Interest 
(CEEP)  sind  die Dachorganisationen  auf Arbeitgeberseite,  der  Europäische Gewerk‐




In  einer  gemeinsamen  Erklärung  zum  Kölner  Beschäftigungspakt  begrüßen 
UNICE, CEEP und EGB die von der deutschen Präsidentschaft vorgelegten Planungen 





des MD  folgen die genannten Akteure  freiwillig,  sie  sind  auf  supranationaler Ebene 
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gegenüber keinem Gremium weisungsgebunden. Da die Tarifverhandlungen bis  auf 




erklärt die  rezessiven Tendenzen makroökonomisch und  sieht  sich darin durch den 
Lissabonner  Kommissionsbericht  »Choosing  to  Grow«  bestärkt.  Eine  konjunkturell 
falsche  Konsolidierungspolitik  habe  sich  strukturell  verfestigt  und  das  Wachstum 
untergraben; die Zinsen seien zu hoch, die Investitionsorientierung der Fiskalpolitik sei 
zu  schwach  (vgl. European Trade Union Confederation  2003). Demzufolge  setzt der 








»[F]irstly,  nominal  wage  increase  should  at  least  exceed  inflation  rates  whilst 
maximising  the proportion of productivity allocated  to  the rise  in gross wages  in 
order to secure a better balance between profits and wages; and secondly, any re‐























Im  Prinzip  stehen UNICE  und CEEP  Tarifverträgen  positiv  gegenüber, weil  sie 
transaktionskostensenkend  wirken  und  gleiche  Bedingungen  für  alle  schaffen.  Sie 
sehen die industriellen Beziehungen aber vorrangig, und Lohnverhandlungen alleinig, 
als nationale Angelegenheit (vgl. UNICE o. J. a: 6, 12 f., UNICE 1999).  
Im  Zentrum  europäischer  Wirtschaftspolitik  sollten  die  Steigerung  der  Wettbe‐
werbsfähigkeit  der  Unternehmen  sowie  Arbeitsmarktreformen  stehen,  wobei  solche 
Strukturreformen weitgehend eine nationale Angelegenheit seien (vgl. UNICE o. J. b: 3, 
UNICE o. J. a). Die in den GW niedergelegten Empfehlungen sieht UNICE positiv und 













Dieser  Überblick  zeigt,  welche  Hürden  eine  erfolgreiche  Koordinierung  der  makro‐
ökonomischen Politiken zu nehmen hat. Es besteht weitgehende Uneinigkeit über das 
korrekte ökonomische Modell und die gewünschte Koordinierung. Auch die Formen 








hen.  Nur  der  EGB  macht  Kooperationsvorschläge,  betont  aber  ebenfalls  die  eigene 
Autonomie. 
Damit  sind  einer Kooperation  im Rahmen des MD Grenzen gesetzt. Macht man 
sich den begrenzten Willen zur Koordinierung und die wirtschaftspolitischen Positio‐
nen der Beteiligten klar (siehe Abbildung 1), zeigt sich, dass der MD aktuell am ehes‐























ja  nein  ja  x  (x)   
ECOFIN‐Rat  ja  nein  ja  x  x   
UNICE, 
CEEP 
ja  nein  nein  x     
EGB  ja  ja  ja      x 







für  Lohnmoderation  sein,  die  auch  aus  neu‐keynesianischer  Perspektive  begrüßens‐
wert  ist.  Für weitergehende  post‐keynesianische  Positionen,  die  eine Koordinierung 
der makroökonomischen Politiken mit einer Stärkung der Lohnkoordinierung, und das 
























getüberschüssen  den  Intentionen  einer  keynesianisch  orientierten  Politikmischung 
entgegen  (vgl.  Priewe  2002b).  Auch  ist  die  Stärkung  von  öffentlichen  Investitionen 
nicht im SWP verankert. Damit sind Erfolge des MD, die im Rahmen eines keynesiani‐
schen  Modells  bei  einer  investitionsfreundlicheren  Zinspolitik,  einer  konjunkturge‐
rechten  Fiskalpolitik  und  einer  Deflation  und  Inflation  vermeidenden  Lohnpolitik 





gate. Anders  als  im Rahmen keynesianischer Konzepte wünschenswert,  erweist  sich 
der  MD  nicht  als  Organ  einer  steuernden,  der  Makroökonomie  Gewicht  gebenden 
Strategie.  Es  stellt  eher  ein  zusätzliches,  makroökonomische  Aspekte  behandelndes 
Gremium dar, welches strategisches Handeln durch Informationsaustausch erleichtert 
und die Lohnpolitik  in den Fokus  rückt. Da über den  reinen  Informationsaustausch 






















–  Mit der Entstehung  einer EU‐Verfassung,  in Gang  gebracht durch den Europäi‐
schen Konvent, besteht ein neuer  Impuls  für  institutionelle Änderungen. Die bis‐
herigen Fassungen deuten auf eine leichte Stärkung der Koordinierung hin, womit 
ihre wirtschaftspolitische Ausrichtung jedoch noch nicht präjudiziert ist. 




Die  entscheidende Frage  ist  allerdings,  ob  eine Hinorientierung  zu mehr Koordinie‐
rung gleichfalls eine Hinorientierung zu keynesianischen Positionen und eine funktio‐











operationsvereinbarungen  können  dann  nur  zwischen  den  Repräsentanten  der 
Lohn‐  und  der  Fiskalpolitik  stattfinden,  ohne  auf  die  Unterstützung  durch  die 
Geldpolitik zählen zu können. Ein zentrales Koordinationsgremium  für alle mak‐
roökonomischen Politikbereiche kann der MD damit nicht sein. Erst wenn die EZB 
anerkennt, dass  in der kurzen und  in der  langen Frist  ihre Politik Auswirkungen 
auf die anderen Politikfelder, vor allem und zuerst: das Wachstum hat, wird Koor‐
dinierung möglich. Eine solche Anerkennung von geldpolitischen Wachstumswir‐
kungen  ist  aber weder mit  der  Beibehaltung  einer  assignment‐Vorstellung  noch 
mit der Vorstellung von der Neutralität des Geldes vereinbar. Die EZB müsste ihre 
Position daher entscheidend ändern: Nur bei Akzeptanz eines anderen ökonomi‐
schen  Modells  mit  Anerkennung  von  Wachstumseffekten  bzw.  einem  trade‐off 
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der Etablierung  einer  europaweit miteinander koordinierten und national  in der 
Fläche wirksamen Lohnfindung verbunden.  Staatliche Hilfen  –  etwa  zur  rechtli‐
chen Verankerung der Tarifautonomie auf europäischer Ebene – können die Orga‐
nisierung erleichtern (vgl. Offe 1981). Das Alternativszenario einer über Dezentra‐
lisierungen  auf  die  Gewerkschaften  disziplinierend  wirkenden  Lohnfindung 
kommt den Koordinierungsbemühungen des MD nicht entgegen: Zum einen kann 
der MD nicht als Steuerungsgremium wirken, falls Löhne nur dezentral ausgehan‐
delt  werden,  zum  anderen  stellt  eine  derartig  dezentralisierte  Lohnfindung  die 
Einhaltung  lohnpolitischer Normen gerade nicht sicher, weil die Abschlüsse aus‐




Buti  et  al.  2003).  Und  tatsächlich  erforderte  eine  erfolgreiche  Koordinierung  im 
Rahmen  des MD Änderungen  am  SWP,  um mehr  Spielraum  für  konjunkturbe‐
dingte Maßnahmen zu  lassen  (vgl. Arestis et al. 2001).  Immerhin  ist die Schwan‐




ßen, gehen  sie doch möglicherweise  auf Kosten der Bindungskraft des SWP.  Im 
Prinzip offeriert ein Regelwerk wie der SWP nämlich eine sinnvolle institutionelle 
(Selbst‐)Bindung der Akteure; entscheidend ist, ob die gefundenen Regeln die ge‐









mien  und  einen  radikalen  Positionswechsel  der  EZB. Der MD  ist  ein Gremium  des 
Informationsaustauschs, das strategisches, einander berücksichtigendes Handeln ohne 









Ihre  parteipolitische  Verortung  hatten  keynesianische  Vorstellungen  im  Europa  der 
letzten  Jahrzehnte  traditionell bei  sozialdemokratischen Parteien. Deren Klientel ver‐
spricht keynesianische Wirtschaftspolitik mehr Beschäftigung und einen höheren An‐
teil  am  Volkseinkommen.  Dementsprechend  lässt  das  Hoch  sozialdemokratisch  ge‐
führter Regierungen  zu Zeiten des Kölner Gipfels  1999  einen Umschwung der wirt‐
schaftspolitischen Ausrichtung erwarten. Auf den ersten Blick kann das dort geschaf‐
fene Gremium des Makroökonomischen Dialogs  auch die keynesianischen Hoffnun‐

















neu‐keynesianischen Vorzeichen  dürfte  also  eher moderate Veränderungen mit  sich 
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bringen. Drittens ist der Europäische Beschäftigungspakt und mit ihm der Makroöko‐
nomische Dialog  zu  einer Zeit  geschaffen worden,  als mit  der  Einleitung  der Wäh‐
rungsunion bereits zwei zentrale Weichen gestellt worden waren, die keynesianischen 
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